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reits für die Ukraine ausgegeben haben. 
Dann entwickelten Macron und Merz aus 
Deutschland ihre Sichtweise. (Und denken 
Sie daran, dass dies die beiden dominie-
renden Volkswirtschaften in Europa sind. 
Die einzigen anderen sind Großbritanni-
en und Italien, und diese sind kleiner als 
Frankreich und Deutschland.)

Also beschlossen sie, die gesamten 200 
Milliarden zu nehmen und sie der Uk-
raine zu geben, um mindestens ein oder 
zwei weitere Jahre Krieg gegen Russland 
zu führen. Bevor ich zum Punkt komme, 
sollte ich erwähnen, dass die Dämonisie-
rung Russlands und die Dämonisierung 
Putins heute so intensiv ist wie nie zu-
vor, und ich schließe hier auch den Kal-
ten Krieg nach dem Zweiten Weltkrieg 
mit ein. Heute ist sie noch intensiver, au-
ßergewöhnlich intensiv. Wie auch immer, 
eine Reihe von Ländern, außer Frankreich 
und Deutschland, angeführt von Belgi-
en, der Tschechischen Republik und ein 
oder zwei anderen, weigerten sich öffent-
lich, einer einstimmigen Entscheidung der 
Europäischen Union zuzustimmen, rus-
sische Vermögenswerte auf diese Weise 
zu beschlagnahmen. Und die Belgier wa-
ren nicht bereit, einen Kredit zu gewäh-
ren, der als Garantie für diese russischen 
Vermögenswerte diente.

Und ich möchte hier betonen – damit 
es jeder versteht –, welche enorme his-
torische Bedeutung die Niederlage Eu-
ropas hat, weit über die Ukraine hinaus, 
weit über alles hinaus, worüber wir hier 
sprechen: die Niederlage, weil es Europa 
nicht gelang, die russischen Vermögens-
werte zu beschlagnahmen. Das Einzige, 
was für Europa schlimmer war als der 
Versuch, dies zu tun, war das Scheitern 
bei diesem Versuch. Denn dadurch ern-
teten sie alle negativen Folgen ihres Vor-
habens – wirklich alle, – ohne auch nur 
einen einzigen positiven Aspekt zu erzie-
len. Kein Geld für die Ukraine, kein Kre-
dit, der durch das Vermögen eines ande-
ren abgesichert wird.

Lassen Sie mich zum Abschluss noch 
kurz darlegen, worin einige dieser Konse-
quenzen bestehen. Erstens hat jede Zen-
tralbank der Welt dieses Schauspiel mit-
verfolgt. Jede Zentralbank weiß: Wenn 
man Geld in Europa hält – was praktisch 
jede Zentralbank tut –, kann dieses Geld 
gegen einen selbst als Waffe eingesetzt 

werden, so wie es die Europäer, anders 
als alle anderen, ernsthaft versucht haben 
und mit den Zinsen auf diesem Geld auch 
getan haben. Das bedeutet, dass die Zen-
tralbanken der Welt langsam, aber sicher 
weiterhin ihre Anlagen aus dem Euro und 
aus dem Dollar abziehen werden, da die-
se Währungen bislang als Partner behan-
delt wurden.

Und das ist einer der Gründe, warum 
andere Währungen – die japanische, die 
chinesische – langsam an Bedeutung ge-
winnen; sie spielen zwar noch eine unterge-
ordnete Rolle, gewinnen aber in den Über-
legungen der Zentralbanken allmählich an 
Bedeutung. Und natürlich – das sollte man 
wissen, das sollte jeder wissen – ist da noch 
der Wertanstieg von Gold und Silber im 
letzten Jahr, in den die Zentralbanken ihre 
Bestände verlagern.

Das ist also ein langfristiger Schlag für 
die europäische Wirtschaft und ihre Stel-
lung in der Welt. Als ob das noch nicht 
genug wäre, ziehen sich die Vereinigten 
Staaten ganz offensichtlich aus der Fi-
nanzierung der Ukraine zurück. Damit 
wird die Last, das Ganze am Laufen zu 
halten, stärker auf Europa verlagert. Da 
sie nun kein russisches Geld mehr an-
nehmen können und die amerikanische 
Unterstützung schwindet, wenn nicht gar 
ganz verschwindet, lastet immer mehr 
Druck auf ihnen und ihren Haushalten. 
Und aufgrund ihres wirtschaftlichen Nie-
dergangs können sie Kredite nicht mehr 
so aufnehmen wie früher.

So bleibt ihnen nichts anderes übrig, 
als die Sozialausgaben zu kürzen, was sie 
in eine Krise stürzt. Und vergessen wir 
nicht: Es handelt sich um Mitte-Regie-
rungen oder Mitte-Rechts-Regierungen. 
Sie sind daher besonders anfällig für An-
griffe von linken Parteien und der Arbei-
terbewegung, zumal die Organisationen 
zur Unterstützung des öffentlichen Diens-
tes in Europa viel stärker sind als in den 
Vereinigten Staaten – das sollte man im 
Hinterkopf behalten.

Sie schüren also einen katastrophalen 
politischen Konflikt in ganz Europa, und 
das wird nicht funktionieren. Es wird 
zu einer Spaltung kommen. Amerika-
ner, die den Kalten Krieg miterlebt ha-
ben, denken vielleicht: Nun, es ist ja nur 
eine Art Fortsetzung des Kalten Krieges. 
Nein, das hier ist viel heftiger – der Kal-
te Krieg ist vorbei, aber die Feindselig-
keit, warum? Weil es die einzige Karte 
ist, die die europäischen Regierungen 
ausspielen können.

Sie entziehen der breiten Masse der 
Bevölkerung die sozialen Leistungen, 
auf die sie sich verlassen konnte. Mei-
ne französische Familie ist auf kosten-
lose Hochschulbildung und kostenlose 
medizinische Versorgung angewiesen. 
Ich meine, das ist einfach etwas ganz an-
deres. Die Vorstellung, dass ihr dies ge-
nommen oder gekürzt werden könnte, 
motiviert sie dazu, sich den Gelbwesten-
Bewegungen anzuschließen und auf die 
Straße zu gehen.

Gelbwesten blockieren am 17. November 2018 die Route nationale 19 bei Vesoul (Haute-Saône). 
(Foto: Obier, Wikimedia Commons, CC BY-SA 4.0)
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Ich glaube also, dass wir 2026 eine in-
tensive Auseinandersetzung im politischen 
Kampf zwischen einem schrumpfenden, 
scheiternden, konservativen Regierungs-
apparat erleben werden. Leider schließe 
ich Starmer, Merz, Macron und im Grun-
de alle mit ein – vielleicht mit Ausnahme 
des spanischen Regierungschefs –, doch 
in den großen europäischen Ländern wird 
es nur sehr wenige Abgänge geben. Sie 
werden sich mit aller Kraft an ihrer po-
litischen Macht festklammern, und ihr 
wichtigstes Mittel dafür ist die Behaup-
tung, sie würden vor der russischen Be-
drohung schützen. Sie müssen so tun, als 
stünde Russland kurz davor, ganz Euro-
pa zu überfallen und alle zu unterwerfen, 
und als könne nur die amtierende Regie-
rung dies verhindern.

Und von unten wird die Forderung laut 
werden, dass öffentliche Dienstleistungen 
gewährleistet und aufrechterhalten wer-
den. Und sie werden keine Hilfe von den 
Vereinigten Staaten erhalten, da die Ver-
einigten Staaten eine völlig andere Agen-
da verfolgen. Sie wollen das, was sie als 
Stabilität in Europa bezeichnen. Trump 
ist bestrebt, eine Art Abkommen mit Pu-
tin zu schließen, um all das zu regeln. 
Putin wird nicht zulassen, dass dies zu 
Trumps Verdienst wird, wenn er die an-
tirussische Hysterie in Europa eifrig un-
terstützt.

Und so wissen sie nicht, wohin sie sich 
wenden sollen. In ganz Frankreich habe 
ich das Gefühl einer tiefen Niedergeschla-
genheit wahrgenommen, dass das, was 
in Frankreich wichtig ist – die „Größe“, 
wie sie es nennen –, auf eine Weise an-
gegriffen wird, wie es noch nie zuvor der 
Fall war. Sie erleben einen sehr tragischen 
Niedergang und sind wirklich hin- und 
hergerissen. Die größte Fraktion in der 
Nationalversammlung ist die Linke un-
ter der Führung von Jean-Luc Mélenchon, 
einem ehemaligen kommunistischen po-
litischen Aktivisten. Unter seiner Füh-
rung hat er die Linke geeint. Sie stehen 
zusammen. Sie haben eine gemeinsame 
Kandidatenliste aufgestellt, weshalb sie 
die größte Fraktion in der Nationalver-
sammlung sind.

Sie haben die Einheit der Linken er-
reicht, die den meisten linken Kräften in 
anderen Teilen Europas verwehrt geblie-
ben ist. Und so könnten sie eine Vorrei-

terrolle dabei übernehmen, Herrn Macron 
abzusetzen und zu einer wichtigen neu-
en Richtung werden. Ich möchte neben-
bei erwähnen, dass auf den Straßen von 
Paris Fahrzeuge der Marke BYD – Au-
tos und Lastwagen – auffielen. Das sind 
die chinesischen Elektroautos. Sie hal-
ten Einzug in Frankreich. Daran besteht 
kein Zweifel. Und wie auch immer damit 
umgegangen wird, die Anzeichen sind 
da. In den Vereinigten Staaten wird man 
sie nicht sehen, aber auf den Straßen von 
Paris schon.
Nima Alkhorshid: Michael, ich denke, 
einer der entscheidenden Punkte, die Ri-
chard angesprochen hat, ist die Frage, 
wie Europa versucht hat, russische Ver-
mögenswerte zu beschlagnahmen, um sie 
der Ukraine zu überlassen, damit diese 
neue Waffen kaufen kann.
Michael Hudson: Nun, ich denke, Ri-
chard hatte völlig recht. Dies ist sozu-
sagen unsere Neujahrssendung, und wir 
sollen etwas darüber sagen, wie sich die 
Welt im kommenden Jahr entwickeln 
wird. Und ich denke, wir konzentrieren 
uns zu Recht auf Europa, denn dort liegen 
alle Spannungen. Wohin wir auch welt-
weit blicken, sieht es so aus, als stün-
de alles kurz vor dem Zusammenbruch. 
Die Frage ist: Wie wird es zusammen-
brechen?

Und die Antwort lautet: das Bewusst-
sein der Menschen. Und das Bewusstsein 

Europas ist, wie Richard gerade dargelegt 
hat, vom Kalten Krieg geprägt. Im Jahr 
der Präsidentschaft Trumps können wir 
nun erkennen, dass die Strategie der Ver-
einigten Staaten, ihre frühere Macht über 
das weltweite Handels- und Finanzsystem 
wiederherzustellen, vollständig auf dem 
ideologischen Rahmen des Kalten Krie-
ges basiert. Und zudem gab es einen Dop-
pelschlag der Vereinigten Staaten gegen 
Europa und gegen andere Länder.

Der erste Schlag bestand darin, Eu-
ropa und andere Verbündete wie Japan 
und Südkorea vom Handel mit den am 
schnellsten wachsenden Teilen der Welt-
wirtschaft – nämlich China und Ostasi-
en – abzuschotten. Wie will man das 
bewerkstelligen? Nun, man will den 
Handel und die Investitionen mit den 
beiden von Amerika benannten Fein-
den, Russland und China, unterbinden. 
Und das tut man, wie Richard hervorhob, 
durch diesen Mythos, dass Europa ir-
gendwie amerikanischen Schutz vor dem 
mythischen Versuch Russlands brauche, 
Europa erneut zu übernehmen, die Sow-
jetunion wiederaufzubauen und sie nach 
Osten auszudehnen, sicherlich unter Ein-
beziehung Deutschlands und anderer eu-
ropäischer Länder.

Nun, das ist alles ein Mythos. Aber es 
war dieser übergreifende Mythos, der es 
den Vereinigten Staaten ermöglichte zu 
sagen: „Nun, ihr braucht unseren Schutz 

Symbolbild, erstellt mit ChatGBT, gemeinfrei.
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vor Russland, und das wird seinen Preis 
haben.“ Und wenn ihr wollt, dass wir 
euch vor Russland und letztlich vor Chi-
na als existenziellem Feind des gesam-
ten Wirtschaftssystems, das wir in den 
Vereinigten Staaten und Europa haben, 
schützen, dann müsst ihr euren Handel 
einstellen, obwohl euer gesamter geplan-
ter Wohlstand bis 2022 auf der Auswei-
tung des Handels und der Investitionen 
mit Russland und China beruhte: auf dem 
Import von Rohstoffen, Öl, Gas und an-
deren Materialien aus Russland, dem Im-
port von Industriegütern aus China und 
der Expansion der deutschen und ande-
rer europäischer Industrie im Ausland in 
diesen Ländern, um irgendwie ein ausge-
wogenes Wachstum zu erreichen und sich 
von den Vereinigten Staaten abzuwenden, 
die nicht industrialisieren, sondern dein-
dustrialisieren.

Als Trump sein Amt antrat, hatten die 
Vereinigten Staaten diese Länder also 
davon überzeugt, ihren natürlichen wirt-
schaftlichen Interessen – nämlich dem ge-
genseitigen Handel und den Investitionen 
mit Asien, wozu ich auch Russland zäh-
le – nicht fortzusetzen. Und das ermög-
lichte es Trump, eine Strategie zu verfol-
gen, die sich zu einer Zwei-Stufen-Politik 
entwickelt hat. Das heißt: Okay, jetzt, wo 
ihr alles auf die USA setzt und keinen 
Handel mit Asien mehr betreibt, habt ihr 
nur noch einen großen Exportmarkt, und 
das sind die Vereinigten Staaten. Trump 
sagte dann: Und jetzt werde ich meine 
Zölle zum „Liberation Day“ am 2. Ap-
ril verhängen und euren gesamten Han-
del mit den Vereinigten Staaten unterbin-
den, wenn ihr nicht nachgebt.

Und die Gegenleistungen lauten: Ers-
tens müsst ihr sehr strengen neuen Sank-
tionen zustimmen – verschärften Sank-
tionen gegen Russland und China sowie 
gegen alle BRICS-Staaten, die diese un-
terstützen. Mit anderen Worten: 85 % 
des potenziellen Weltmarktes, sodass 
ihr vollständig von den Vereinigten Staa-
ten abhängig seid. Zweitens werden wir 
die Zölle erhöhen, die ihr zahlen müsst. 
Drittens müsst ihr eure Wirtschaft de-
industrialisieren, denn nun, da wir euch 
den US-Markt verschlossen haben und 
ihr die Energiepreise durch die Blocka-
de von russischem Öl und Gas verdreifa-
chen oder vervierfachen musstet, müsst 

ihr eure wichtigsten Industriezweige 
in die Vereinigten Staaten verlagern – 
nicht nach China, nicht nach Russland, 
nicht nach Zentralasien und nicht in die 
BRICS-Länder, sondern in die Verei-
nigten Staaten. Und wenn ihr das nicht 
tut, werden wir die Zölle so hoch halten, 
dass eure Industrieunternehmen, insbe-
sondere die in Deutschland, die für ihr 
Wachstum stark von den Exportmärkten 
abhängig waren, plötzlich ihre Fabriken 
schließen, ihre Belegschaft entlassen und 
einfach passiv deindustrialisieren müssen. 
Denn wenn ihr das nicht tut, werdet ihr 
den amerikanischen Schutzschirm ver-
lieren, der euch schützt.

Richard hat darauf hingewiesen, dass 
die Linke in Europa und ganz sicher in 
Frankreich sehr stark ist, und dennoch 
wird die Europäische Union von einem 
rechtsradikalen, kriegsbefürwortenden, 
den Kalten Krieg befürwortenden neo-
konservativen Flügel kontrolliert, der von 
der Leyen und Kallas – zwei leidenschaft-
liche Russland-Feinde – an die Spitze der 
Außenpolitik berufen hat.

Und als von der Leyen allen Forderun-
gen Trumps nach Zugeständnissen nach-
gab, musste Europa seine Industrie in die 
Vereinigten Staaten verlagern, auf Kosten 
der eigenen Arbeitsplätze. Von der Leyen 
sagte, nun ja, wir hätten das wegen des 
Kalten Krieges getan. Zumindest hät-
ten wir jetzt Stabilität. Und Trump, sag-
te sie, biete garantierte Stabilität. Hier ha-
ben wir endlich einen stabilen Herrscher, 
und wir wissen, wie die Regeln nun lau-
ten werden. Die Regeln werden uns zur 
Deindustrialisierung zwingen, aber das 
ist der Preis, den wir zahlen müssen, um 
Deutschland vor dem Kalten Krieg zu 
schützen, denn beim nächsten Mal wer-
den sie bei ihrem Vormarsch nach Wes-
ten nicht bei Berlin Halt machen, sondern 
ganz Deutschland einnehmen.

Und ihre Mitstreiter – die EU, die deut-
schen Finanzminister und andere Amts-
träger – sagten: Ja, es geht nicht nur da-
rum, einen ausgeglichenen Handel zu 
erreichen. Es geht ausschließlich um den 
Kalten Krieg. Dieser Kalte Krieg ist also 
zur Ideologie geworden, dass Europa die 
Vereinigten Staaten bräuchte. Und natür-
lich sagte Trump dann: Okay, jetzt ziehe 
ich euch den Boden unter den Füßen weg. 
Ich werde nicht für euren Kalten Krieg 

mit der Ukraine, mit Russland in der Uk-
raine, bezahlen.

Der Konflikt in der Ukraine ist kein 
Konflikt zwischen Russland und der Uk-
raine. Er findet zwischen Russland und 
Großbritannien, Deutschland, Frankreich 
sowie der EU-Führung statt, die vollstän-
dig von der pro-Kalten-Krieg-Fraktion 
monopolisiert wird, die bereit ist, genau 
das zu tun, was Richards beschrieben hat: 
Sozialausgaben zu kürzen. Sie sagen: Wir 
befinden uns jetzt in einer Kriegswirt-
schaft, denn wir kämpfen für europäische 
Werte. Und die europäischen Werte, für 
die wir kämpfen, sind die der Ukraine. 
Vollständige militärische Kontrolle der 
Medien, Einparteienherrschaft, Verbot 
politischer Opposition gegen die führen-
de Partei. Unsere Werte müssen die der 
Ukraine sein. Wir brauchen hier eine mi-
litärische Kleptokratie, genau wie sie sie 
haben. Ich meine, das ist der Albtraum, 
den Europa gerade begrüßt.

Was also ist hier wirklich das Prob-
lem? Selbst wenn wir davon ausgehen, 
dass wirtschaftliche Interessen die Haupt-
triebkraft sind, lautet die Frage: Wird die-
ser ideologische Schirm, dass der Kalte 
Krieg mit Russland an erster Stelle steht, 
Vorrang haben? „Wir müssen den Hass 
der Briten und Deutschen auf Russland 
sowie den Hass der Balten auf Russland 
teilen. Das muss zum Leitprinzip unse-
rer innenwirtschaftlichen Politik werden. 
Und ja, es wird Opfer geben. Wir werden 
deindustrialisieren. Wir werden den euro-
päischen, vor allem deutschen, aber auch 
französischen und italienischen Indus-
triehandel verlieren, den wir zuvor hat-
ten. Aber das ist der Preis, den wir zah-
len müssen. Wir müssen im Grunde zu 
einer Wirtschaftskolonie der Vereinig-
ten Staaten werden.“

Dies muss die ideologisch-politische 
Debatte sein, die in Europa geführt wer-
den muss, damit sich für Europa eine 
Möglichkeit eröffnet, seinen scheinbar 
wirtschaftlichen Eigeninteressen zu fol-
gen – so wie es vor 2022 die ganze Zeit 
der Fall war.

Wenn man einen Exportmarkt erschlie-
ßen will, sucht man natürlich nach den 
Volkswirtschaften, die am schnellsten 
wachsen. Der Mythos besagt, dass es ir-
gendwie gelingen könnte, die Vereinig-
ten Staaten zu industrialisieren, wenn eu-
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ropäische Unternehmen – etwa aus der 
Stahlindustrie, der deutschen Automobil-
industrie oder dem deutschen Maschinen-
bau – sowie ähnliche Branchen aus Japan, 
Taiwan und Südkorea in die Vereinigten 
Staaten abwandern würden.

Nun, das geht wirklich nicht. Und da-
mit kommen wir zu dem zweiten Punkt, 
den wir bereits angesprochen haben. Ich 
glaube, vor zwei Folgen hat Richard da-
rauf hingewiesen, dass, als er und ich un-
ser Doktoratsstudium absolvierten, einer 
der beliebtesten Kurse Entwicklungsöko-
nomie war. Alles, was dort in der Ent-
wicklungsökonomie gelehrt wurde, war 
irrelevant. Alle gingen von folgender Prä-
misse aus: Was ist Entwicklung? Es war 
Keynesianismus, militärischer Keyne-
sianismus. Man muss mehr Geld in die 
Wirtschaft pumpen, dann wächst die 
Wirtschaft.

Es gab keine Diskussion darüber, wie 
die Wirtschaft eigentlich aussieht. Wie 
sieht das Steuersystem aus? Wie können 
wir denselben Wachstumskurs einschla-
gen, den Großbritannien, die Vereinigten 
Staaten und Deutschland eingeschlagen 
haben? Schutzzölle, Industrieförderung 
und vor allem die Beibehaltung der 
Grundversorgung, der Kommunikation, 
des Verkehrs und der natürlichen Mono-
pole in öffentlicher Hand durch die Ver-
gesellschaftung von Monopolen, anstatt 
sie in privater Hand zu belassen, damit 
dort Monopoleinkünfte erzielt werden 
können.

All dies wird in der gängigen Wirt-
schaftswissenschaft nicht thematisiert. 
Man sollte die Struktur des Monopols 
nicht hinterfragen. Wie genau machen 
wir bestehende Wirtschaftssysteme grö-
ßer, obwohl diese Wirtschaftssysteme – 
in den Ländern, die als unterentwickelt 

galten – unterentwickelt waren, weil es 
sich um Rentier-Systeme handelte, um 
Klientel-Kleptokratien. Es waren Syste-
me, die sich überhaupt nicht entwickel-
ten. Und diese unterentwickelten Volks-
wirtschaften sollten einfach nur größer 
gemacht werden, was bedeutete, dass 
jegliches steigende Einkommen an der 
Spitze der Wirtschaftspyramide konzen-
triert wurde.
Richard Wolff: Auf der Grundlage all 
dessen, was wir bisher besprochen haben, 
möchte ich die Frage stellen: Warum – 
oder wie lassen sich die in Europa vor-
herrschenden Vorstellungen erklären, von 
denen wir sprechen – dieses ideologische 
Engagement, die allgemeine Russland-
feindlichkeit, die konservativen Regierun-
gen, all das einerseits, und andererseits 
die Strategie der Vereinigten Staaten, zu 
versuchen, eine Art Abkommen mit Russ-
land zu schließen, um die Lage zu „sta-

School begins („Schulanfang“). Karikatur aus der amerikanischen Satirezeitschrift Puck, 1899. Dargestellt ist Uncle Sam, der als Lehrer vier 
neue Schüler, nämlich die im Spanisch-Amerikanischen Krieg erworbenen Territorien Philippinen, Puerto Rico, Kuba und Hawaii, in seinen 
Unterricht aufnimmt und ihnen einschärft, den amerikanischen Herrschaftsanspruch nicht zu hinterfragen, 25. Januar 1899. (Zeichnung: Louis 
Dalrymple (Puck magazine), Wikimedia Commons, gemeinfrei)
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bilisieren“? Ich denke, aus europäischer 
Perspektive ist das, was wir beobachten 
– und das müssen wir im Hinterkopf be-
halten –, diese ultimative ironische Kon-
sequenz von Hunderten von Jahren Ko-
lonialismus.

Gegen Ende von Marx’ „Das Kapital“ 
erwähnt er, dass sein nächstes Projekt da-
rin bestehen werde, zu erörtern, wie der 
Kapitalismus zum ersten Mal eine echte 
Weltwirtschaft schafft – eine Wirtschaft, 
an der alle Teile der Welt teilhaben und 
von der sie abhängig werden. Und man 
neigt dazu, darüber hinwegzusehen und 
dies gewissermaßen als Lob des Kapita-
lismus zu betrachten. Ich möchte argu-
mentieren, dass es in gewisser Weise den 
Tod zumindest des westlichen Kapitalis-
mus bedeutet. Warum?

Nun, ich werde es Ihnen zeigen, indem 
ich darauf zurückkomme, wie es den Rus-
sen gelungen ist, Europa daran zu hin-
dern, russische Vermögenswerte zu be-
schlagnahmen, und damit diesen Krieg 
noch ein oder zwei Jahre lang fortzuset-
zen – ohne die innenpolitische Oppositi-
on, mit der sie jetzt konfrontiert sind. Der 
Grund, warum die Russen diese Gefahr 
vermeiden konnten – und lassen Sie uns 
klarstellen: Wäre dies geschehen und wäre 
das Geld auf diese Weise beschafft wor-
den und hätte man es genutzt, um Selens-
kyj das Geld und die Waffen zu geben, 
um die er immer wieder bittet, wäre die-
ser Krieg noch eine ganze Weile weiter-

gegangen. Niemand weiß, wie lange, aber 
eine ganze Weile, zu enormen Kosten für 
die Ukraine, für Russland usw.

Und hier ist der Grund dafür. Die Rus-
sen haben zwei Dinge getan, eines schon 
früher und eines erst vor kurzem. Das frü-
here bestand darin, deutlich zu machen, 
dass Russland, falls der Westen russische 
Vermögenswerte im Westen beschlagnah-
men sollte, westliche Vermögenswerte in 
Russland beschlagnahmen würde, die 
aufgrund der Entwicklung der Weltwirt-
schaft beträchtlich sind. Die Leute müs-
sen verstehen, dass Putin dies glasklar 
gemacht hat: Wenn ihr tatsächlich die 
Vermögenswerte und nicht nur die Zin-
sen beschlagnahmt, die er euch nehmen 
lässt – er hätte sich mehr dagegen weh-
ren können – aber wenn ihr die Hauptver-
mögenswerte nehmt, dann werde ich mir 
eure Sachen holen.

Was er zuletzt getan hat, erst vor we-
nigen Wochen, war, die russische Regie-
rung vor Gericht zu schicken und zu ver-
künden, dass, falls der Ukraine Kredite 
gewährt würden – von denen jeder weiß, 
dass die Ukraine sie nicht zurückzahlen 
kann –, die Kreditgeber, wer auch im-
mer sie sein mögen, die Sicherheiten ein-
fordern würden, nämlich die russischen 
Vermögenswerte. Das war die Idee hin-
ter dem Vorgehen Europas. Putin trat vor 
Gericht und erklärte, dies sei eine Maß-
nahme der Europäischen Union. Und 
wenn ihr das tut, werden wir, die Rus-
sen, vor jedes Gericht in jeder Gerichts-
barkeit in jedem Land gehen, sei es in 
Malawi, Paraguay oder Kanada, und wir 
werden klagen, um die uns gestohlenen 
Vermögenswerte zurückzuerhalten. Und 
ihr wisst, und wir wissen, dass wir vie-
le dieser Urteile gewinnen werden, zum 
Teil, weil sie in Ländern gefällt werden, 
die unsere Verbündeten sind.

Wenn Sie mir diese Formulierung ge-
statten: Plötzlich rächt sich die Dialektik 
der Schaffung einer Weltwirtschaft und 
beißt die Vereinigten Staaten und West-
europa in den Hintern. Die Weltwirt-
schaft, die ihr Kolonialismus ins Leben 
gerufen und deren erste Schritte sie ein-
geleitet hat, hat nun ihre eigene Wachs-
tumslogik entwickelt und veranlasst vie-
le der großen Unternehmen im Westen 
dazu, von dem profitieren zu wollen, was 
sie in China, in Indien, in Brasilien und 

all diesen anderen Orten tun können. Und 
nun, wie Hegel lehrte, wird man abhän-
gig von denen, die man von sich abhän-
gig gemacht hat. Man wird abhängig von 
der Abhängigkeitsbeziehung, nicht nur 
vom anderen.

Denken Sie daran: Bei Hegel wird der 
Herr durch die Beziehung zum Sklaven 
abhängig, weil der Sklave dazu gebracht 
wird, alles zu tun, was der Herr nicht tun 
kann. Genau das haben wir heute. Der 
Westen kann es nicht schaffen. Und ich 
würde Michael da ein wenig widerspre-
chen. Ganz gleich, welche ideologische 
Ausrichtung sie haben – die Europäer und 
die Amerikaner werden dieses Problem 
nicht lösen. Das sehe ich nicht.

Normalerweise stelle ich fest, dass sie 
schon viele Krisen durchgemacht haben. 
Ich bin der Erste, der das zugibt. Ihr kennt 
doch den alten Witz: Was sagen marxisti-
sche Ökonomen voller Stolz? Voller Stolz 
verkünden sie, dass sie zehn der letzten 
vier Rezessionen vorhergesagt haben. 
Stimmt’s? Das ist ein Witz, aber wie alle 
guten Witze hat auch dieser ein Körn-
chen Wahrheit.

Aber ich sehe keinen Ausweg. Ich glau-
be nicht, dass viele europäische Unter-
nehmen ihre Energiekosten so hoch fin-
den, dass sie in die Vereinigten Staaten 
abwandern werden. Soll das ein Scherz 
sein? In ein Land abwandern, das so in-
stabil ist wie dieses? Ein Land, das erst 
vor den Obersten Gerichtshof ziehen 
muss, um herauszufinden, dass es seine 
eigenen Truppen nicht gegen die eigene 
Bevölkerung in den eigenen Städten ein-
setzen darf? Meine Güte, sie werden sich 
nicht verlagern, weil es verrückt wäre, das 
zu tun.

Die Vereinigten Staaten mögen sich 
zwar Stabilität wünschen, doch sie haben 
keine. Und sie können sie auch nieman-
dem bieten. Können Sie sich vorstellen, 
wie deutsche Industrielle darüber klagen, 
was die Vereinigten Staaten ihnen ange-
tan haben, und dann zueinander sagen: 
„Na ja, ist schon gut, wir können ja in die 
Vereinigten Staaten ziehen.“

Sie wollen das nicht, und sie sehen dar-
in keine Lösung für ihr Problem. Und sie 
werden keine Milliarden oder gar Billi-
onen für einen solchen Schritt ausgeben, 
wenn das Risiko so enorm ist. So etwas 
tun sie nicht. Hier liegt nun die Ironie. 

Gedenktafel zum Druck der Erstausgabe von 
Karl Marx` "Das Kapital" an der Stelle des 
ehemaligen Gebäudes Roßplatz 3b in Leipzig, 
jetzt Roßplatz 13, 25.2.2009.(Foto: Sir James, 
Wikimedia Commons, CC BY-SA 3.0)
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Gerade als der Kapitalismus in England 
seinen Anfang nimmt, ermöglicht er das 
Britische Empire und sieht dann zu, wie 
die Briten, die ihr Empire nutzen, ihren 
eigenen Kapitalismus nicht retten können, 
selbst wenn sie es nutzen. So sind sie nun 
die erbärmlichen Objekte, die wir heute 
beobachten.

Nun, Europa folgt diesem Beispiel, und 
die Vereinigten Staaten folgen ebenfalls. 
Und dasselbe gilt für ihr eigenes Impe-
rium und dessen Entwicklung –, sowohl 
die Entwicklung, die sie kontrollierten, in 
jenen Ländern, die Entwicklungshilfe er-
hielten, als noch mehr in den Ländern, die 
sie nicht kontrollieren konnten, weil sie 
ihnen keine Entwicklungshilfe gewährten 
– also Russland, China, Nordkorea, Vi-
etnam und so weiter – sie sind die Vor-
reiter. Sie sind die Vorreiter der abtrün-
nigen Tendenzen.

Ich glaube, die Niedergeschlagenheit, 
die ich in den letzten zwei Wochen in 
Paris erlebt habe – immer noch eine der 
schönsten Städte der Welt –, aber dieses 
Gefühl der Niedergeschlagenheit, von 
dem die Menschen dort selbst sprechen, 
ist, ohne hier mystisch werden zu wol-
len, in gewisser Weise das Bewusstsein 
–, selbst unter den Politikern, die wir kri-
tisieren – dass die Tage, in denen Europa 

das Zentrum der Welt war, vorbei sind, 
und zwar nicht nur für Europa, sondern 
auch für die Gebiete, in denen sich die 
Europäer niedergelassen haben. Nord-
amerika, Australien, Neuseeland. Die-
se Orte müssen sich auf eine neue Welt 
einstellen.

Sie wollen das nicht, sie machen sich 
Sorgen darüber -– aber ich sehe nicht, 
wie eine Alternative zu dem, was ich be-
schreibe, einen anderen Weg bieten könn-
te. Und das ist der entscheidende Punkt. 
Zum Jahreswechsel, wenn wir alle – oder 
zumindest gehe ich davon aus, dass wir 
alle dies tun werden – auf ein turbulentes 
Jahr unter Herrn Trump in seiner zweiten 
Amtszeit reagieren, in dem er viel mehr 
von seinen wilden, extremen Neigungen 
gezeigt hat als beim ersten Mal oder diese 
sogar durchsetzen konnte, erlebt man ein 
politisches Theater verzweifelter Hand-
lungen. Und das ist beängstigend.

Das Wall Street Journal hat ihm am 
Ende seines ersten Amtsjahres ein ver-
nichtendes Zeugnis ausgestellt, ich glau-
be in der gestrigen oder heutigen Aus-
gabe. Herr Murdoch befürchtet, dass die 
Lage außer Kontrolle gerät. Und hier ist 
mein ironischer Gedanke: Genau das ha-
ben die Leute in Paris auch gesagt. Wir 
befürchten, dass die Lage außer Kont-

rolle gerät. Herr Macron hat sich völlig 
übernommen. Er bekommt es nicht in 
den Griff. Er hat es nicht im Griff. Er 
stolziert herum, und die Leute machen 
sich über ihn lustig, als wäre er eine Art 
irrelevanter Clown.

Und trifft das nicht auch auf unser 
Land zu? Gibt es nicht unglaublich viele 
Menschen, die langsam erkennen, dass 
sie sich von Herrn Trump distanzieren 
wollen? Schauen Sie sich Marjorie Tay-
lor Greene an. Schauen Sie sich Elise Ste-
fanik an. Sie gehen. Sie gehen, weil sie 
an ihren Umfragewerten sehen, dass die 
Lage außer Kontrolle gerät.
Michael Hudson: Nun, Richard, du hast 
ein ziemlich großes Schlupfloch gelas-
sen, als du gesagt hast, Europa müsste 
verrückt sein, um seine Industrie in die 
Vereinigten Staaten zu verlagern. Nun, 
die europäischen Politiker sind verrückt. 
Was sollen wir also tun? Was vielleicht 
einen Hauch von Realität bringt, ist, dass 
die Tatsache, dass die Regierung von von 
der Leyen und die EU versprochen ha-
ben, meiner Kenntnis nach 200 bis 400 
Milliarden Dollar an Industrie von Eu-
ropa in die Vereinigten Staaten zu ver-
lagern, was nicht bedeutet, dass sie die 
Unternehmen tatsächlich dazu zwingen 
können.

Das britische Kolonialreich (mit dem Mutterland und den Dominien (in Fettschrift) im Jahr 1938. (Karte: BlankMap-World 1938 (Mollweide).
svg: Master Uegly, Wikimedia Commons, CC-BY-SA-4.0<9
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Wie können sie die großen Automobil-
hersteller, die internationalen Mähdre-
scherhersteller, die Glashersteller, die 
kein günstiges Gas mehr bekommen, um 
Glas herzustellen, und die Maschinenbau-
er dazu zwingen? Wie können sie diese 
Unternehmen davon überzeugen, tatsäch-
lich ihren Standort zu verlegen, wenn sie 
auf dieselben Probleme stoßen wie japa-
nische, taiwanesische und koreanische 
Unternehmen?

Japan hat sich verpflichtet, Investiti-
onen in Höhe von 550 bis 750 Milliar-
den Dollar in die Vereinigten Staaten zu 
verlagern, um dort amerikanische Ar-
beitskräfte zu beschäftigen, anstatt auf 
die stetig schrumpfende japanische Er-
werbsbevölkerung zurückzugreifen, da 
sich die Bevölkerung einfach nicht mehr 
reproduziert. Die koreanischen Unter-
nehmen haben erklärt: Nun, die Regie-
rung hat 350 Milliarden Dollar für eine 
Verlagerung dorthin versprochen, aber 
das können wir uns überhaupt nicht leis-
ten, da wir aufgrund der Zölle keine Ex-
porterlöse aus dem Verkauf unserer Au-
tos und Elektronikgeräte nach Amerika 
erzielen können.

Wir haben versucht, dieses große Com-
puterunternehmen in den amerikanischen 
Süden zu verlegen, aber Trumps Leu-
te haben unsere koreanischen Arbeiter 
verhaftet und abgeschoben und gesagt: 
„Stellt amerikanische Arbeiter ein.“ Wir 
mussten jedoch feststellen, dass die ame-
rikanischen Arbeiter nicht den Anforde-
rungen entsprechen, die für den Aufbau 

einer hochmodernen Hightech-Fabrik 
notwendig sind, die wir zur Herstellung 
unserer Produkte benötigen. Die abge-
schobenen Koreaner wollen daher nicht 
dorthin zurückkehren, da Trump Rassis-
mus und eine ablehnende Haltung gegen-
über Einwanderern in den USA geschürt 
hat – genau wie die europäischen Länder 
eine ablehnende Haltung gegenüber Uk-
rainern, Muslimen und anderen Flüchtlin-
gen aus anderen Ländern schüren.

Taiwan hatte versprochen, in den Verei-
nigten Staaten eine riesige Chip-Tochter-
gesellschaft seines führenden Computer-
herstellers zu errichten, aber nun heißt es, 
dass es tatsächlich Probleme gebe. Wir 
finden nicht genügend amerikanische Ar-
beitskräfte, die an Hightech-Anlagen ar-
beiten können, weil sie keine Arbeit als 
Arbeiter annehmen wollen. Das ist der 
Geist Amerikas. Jeder will finanzkapi-
talistisches Geld verdienen. Wir leben 
nicht mehr in einem industriell-kapita-
listischen Land. Das wurde bereits in an-
dere Länder ausgelagert.

Wir leben in einem finanzkapitalisti-
schen Land, und die Finanzialisierung der 
amerikanischen Wirtschaft ist der Grund 
dafür, dass die Lebenshaltungskosten so 
hoch sind. Die Ausweitung der Bankkre-
dite zur Aufblähung der Immobilienprei-
se hat dazu geführt, dass amerikanische 
Lohnempfänger mehr verdienen müssen, 
um von ihren Arbeitgebern beschäftigt zu 
werden und sich die Wohnkosten auf dem 
Markt leisten zu können. Auch die Kos-
ten für die Bekämpfung der sozialisierten 

Medizin – also dessen, was Bernie San-
ders als „Medicare for all“ bezeichnet, 
was nichts anderes als sozialisierte Me-
dizin bedeutet – tragen zu diesem Kos-
tenanstieg bei.

Amerika hat sich zu einer derart mo-
nopolisierten, finanzialisierten und hoch-
preisigen Wirtschaft entwickelt, dass 
einzelne Unternehmen die Versprechen 
ihrer Führungskräfte, nicht einhalten 
können.

Diese stehen den Vereinigten Staaten, 
die sie an die Macht gebracht haben, sehr 
loyal gegenüber. Und wenn man davon 
spricht, Macron sei ein schwacher Staats-
chef, so ist es doch eine Tatsache, dass in 
Frankreich, Deutschland und England in 
den nächsten drei oder vier Jahren keine 
Wahlen stattfinden.

Nun, das bedeutet, dass diese Politi-
ker, die versuchen, die europäische Wirt-
schaft so zu steuern, dass sie den Forde-
rungen der USA entspricht, eine ganze 
Übergangsphase vor sich haben. Und da-
bei kann viel Schaden angerichtet wer-
den, zumal Trump damit droht, die Zöl-
le erneut zu erhöhen, um Europa dafür 
zu bestrafen, dass es seine Industrie nicht 
hierher verlagert und amerikanische statt 
europäische Arbeitskräfte beschäftigt – in 
einem Unterfangen, das einer aussichtslo-
sen Jagd gleicht und einfach nicht funk-
tionieren wird. Wenn man also sagt, der 
Kapitalismus sei vorbei, dann ist in den 
Vereinigten Staaten und in Europa der in-
dustrielle Kapitalismus vorbei. In Ame-
rika hat sich dieser bereits zum Finanz-
kapitalismus entwickelt.

Chinas Erfolg beruht darauf, dass 
das Land das Bank- und Finanzwesen 
als öffentliche Versorgungseinrichtung 
behandelt, genau wie das Gesundheits-
wesen, das Bildungswesen und andere 
Grundbedürfnisse. Genau das hat auch 
Amerika im späten 19. und frühen 20. 
Jahrhundert getan, um wettbewerbsfä-
hig zu werden: Es hat die Produktions-
kosten und die Kosten, die Arbeitgeber 
für Arbeitskräfte aufbringen müssen, 
minimiert, da diese Kosten vom Staat 
durch die Subventionierung der Lebens-
haltungs- und Geschäftskosten getragen 
wurden. Das wird heute nicht mehr so 
gehandhabt. Das finanzielle Ziel be-
steht darin, die Lebenshaltungs- und 
Geschäftskosten zu maximieren, denn Trump-Pence Clown Car 2016. (Karikatur: DonkeyHotey, Wikimedia Commons, CC-BY-SA-2.0)
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wenn man die amerikani-
schen Arbeitnehmer dazu 
zwingen kann, sich zu ver-
schulden, um über die Run-
den zu kommen, maximiert 
dies die Renditen der Ban-
ken aus Kreditkartenschul-
den, Bankschulden und allen 
anderen Formen von Schul-
den, die durch die schulden-
belastete, schuldenerpress-
te amerikanische Wirtschaft 
entstanden sind.

Damit sich also ein Wan-
del in Bezug auf Stabilität 
und Wachstum vollzieht und 
die Entwicklungsökonomie 
wiederbelebt wird, müsste 
man die Wirtschaft so um-
gestalten, dass sie sich von 
der Art und Weise löst, in 
der sie durch die Entwick-
lung hin zum Finanzkapi-
talismus und Monopolkapi-
talismus verzerrt wurde.
Richard Wolff: Und weißt du, Nima, da 
es ein neues Jahr ist, sitze ich hier gera-
de in New York City, wo, wenn ich mich 
recht erinnere, um Mitternacht die Amts-
einführung eines sozialistischen Bürger-
meisters stattfand, der sich mit all dem 
auseinandersetzen muss, worüber wir 
gesprochen haben – während sich dies 
in der international bedeutendsten Stadt 
Amerikas, nämlich New York, abspielt. 
Und dies ist für diejenigen von uns, die 
den Wahlkampf in New York verfolgt ha-
ben, ganz klar – das soll keineswegs die 
Leistung von Herrn Mamdani schmälern, 
dessen Wahlkampf brillant und gut ge-
führt war. Wissen Sie, er verdient den Ap-
plaus von jedem, der sich für solche Din-
ge interessiert.

Aber er würde mir sicherlich zustim-
men, dass die Stimmen, die er erhielt, 
Stimmen gegen das totale Chaos waren, 
das in den letzten 150 Jahren durch ein 
kapitalistisches System in New York an-
gerichtet wurde – ein System, das diesen 
Ort zu seiner wichtigsten Stadt auserko-
ren hat, zu seiner größten Stadt, seinem 
Finanzzentrum, seinem Spielplatz für die 
Reichen und so weiter. Dass sie unbewohn-
bar und unerschwinglich wurde, eine Ka-
tastrophe für die Mehrheit der Menschen – 
so viel Spaß es auch für diejenigen machte, 

die ein solides Einkommen hatten, um hier 
leben zu können.
Michael Hudson: Sie haben gerade Lon-
don beschrieben.
Richard Wolff: Ganz genau. Was ist 
England? Es ist London, ein Finanzzen-
trum, das von den Überresten der Ten-
takel des Empire lebt, von den Erträgen 
aus all den alten Investitionen, die einst 
im Empire getätigt wurden. Unterdessen 
zeigt sich bei der breiten Masse der Be-
völkerung in Großbritannien – die Sta-
tistiken sind erschütternd –, dass der Le-
bensstandard so stark einbricht, dass sie 
nicht nur die Konservativen abwählen, 
sondern auch die Labour-Leute, die – da 
sie wissen, wie brüchig ihr Halt ist – im 
Grunde das konservative Programm nur 
etwas weniger hart und etwas weniger 
schnell umsetzen. Aber es ist kein Un-
terschied.

Sie sind weder in der Lage noch willens, 
den Reichtum Londons anzutasten, um ei-
nen solchen Wandel herbeizuführen. Und 
mir ist auch nicht klar, ob Herr Mamda-
ni dazu in der Lage ist oder ob er es hier 
schaffen wird. Aber er wird es schwer ha-
ben, wenn er es nicht tut, und er wird es 
schwer haben, wenn er es tut. Und das 
ist das Dilemma einer Gesellschaft, die 
in so großen Schwierigkeiten steckt wie 

diese. Und nichts symbolisiert 
dies besser als die Tatsache, 
dass ab heute Millionen von 
Amerikanern mit drastisch 
höheren Krankenkassenbei-
trägen für die verschiedenen 
Programme konfrontiert sein 
werden, die ihnen zu diesem 
Zweck noch zur Verfügung 
stehen.

Und der Kongress wird es 
nicht tun, und übrigens wer-
den weder die Demokraten 
noch die Republikaner die 
Bewegung ins Leben ru-
fen, die das hätte verhindern 
können. Und das ist ein Teil 
davon. Die Sozialisten ge-
winnen das Bürgermeister-
amt, aber die Linke – wie 
auch immer man sie nennen 
mag, Mitte-Links – kann die 
Krankenversicherung, die oh-
nehin schon unterfinanziert 
ist, nicht davor bewahren, 

dass sie den Durchschnittsbürger noch 
stärker belastet. Und Sie werden hier 
Spannungen und Verbitterung erleben, 
die in diesem neuen Jahr sehr, sehr hef-
tig sein werden.
Michael Hudson: Ich glaube nicht, dass 
es so etwas wie die Mitte-Links-Bewe-
gung gibt. Sobald man von der Mitte 
spricht, ist es nicht mehr links. Mitte be-
deutet, dass man nichts ändern wird. Mit-
te bedeutet, das System nicht zu ändern. 
Einfach nur mitlaufen. Man kann nicht 
gleichzeitig Mitte und links sein. Das 
sind Gegensätze. Mitte-Links bedeutet 
also, die Linke zu ignorieren. Mit ande-
ren Worten: Es gibt keine Linke. Sie und 
ich sind die Linke.
Nima Alkhorshid: Vielen Dank, Richard 
und Michael. Es war mir wie immer eine 
große Freude.
Richard Wolff: Danke, Nima, und ein 
frohes neues Jahr.
Nima Alkhorshid: Frohes neues Jahr. 
Bis bald. Tschüss

Der designierte Bürgermeister von New York City, Zohran Mamdani 
(rechts), und Präsident Donald Trump bei einem Treffen im Weißen Haus, 
21.11.2025. (Foto: White House, Wikimedia Commons, CC0)


